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Richtlinien 
 

Diese globale Ethik-Richtlinie regelt das globale Geschäftsverhalten der Direktoren, leitenden 
Angestellten und Beschäftigten des Unternehmens, um die Einhaltung der höchsten Standards für 
Ethik und Integrität in der gesamten Organisation zu gewährleisten. 

 
Geltungsbereich 

 

Diese globale Ethik-Richtlinie gilt für die Direktoren, leitenden Angestellten und Beschäftigten 
von The Manitowoc Company, Inc. und dessen Tochtergesellschaften und verbundenen 
Unternehmen weltweit. 

 
Definitionen 

 
• Meldende Person: Eine Person, die in gutem Glauben Bedenken in Bezug auf Compliance 

und Ethik, Betrug, Personalwesen oder Sicherheit meldet. Als meldende Person kommen in 
Frage:  

 
a) Beschäftigte  
b) Selbstständige, Auftragnehmer, Unterauftragnehmer, Lieferanten sowie alle Personen, 
die für Auftragnehmer, Unterauftragnehmer und Lieferanten unter deren Aufsicht und 
Anleitung arbeiten  
c) Gesellschafter und Personen, die dem Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgan 
angehören  
d) Freiwillige und bezahlte oder unbezahlte Praktikanten 

 
Globale Geschäftsethik 

 

1.0 Grundsätze 
 
Die Richtlinie von The Manitowoc Company, Inc. und seinen Tochtergesellschaften und 
verbundenen Unternehmen (im Folgenden als „Unternehmen“ bezeichnet) beinhaltet die 



2  

vollständige Einhaltung aller Gesetze, die die Geschäftstätigkeit des Unternehmens regeln, und die 
Durchführung der Geschäfte unter Einhaltung der höchsten moralischen, rechtlichen und ethischen 
Standards. Unsere weltweite Reputation für die ehrliche Durchführung unserer Geschäfte ist an 
sich schon ein unschätzbarer Wert für das Unternehmen. 
Wir sind uns bewusst, dass die lokalen Sitten und Gebräuche überall unterschiedlich sind, aber 
unabhängig von der geografischen Lage sind Verstöße gegen die Unternehmensstandards weder 
durch solche Sitten noch durch eine laxe Durchsetzung von Gesetzen zulässig. Das Unternehmen 
erwartet die Einhaltung seiner hohen Ethik- und Integritätsstandards in der gesamten Organisation 
und wird angemessene Disziplinarmaßnahmen gegen jeden Beschäftigten ergreifen, der gegen 
diese Standards verstößt oder Ergebnisse auf Kosten der Verletzung von Gesetzen, Richtlinien 
oder skrupellosen Geschäften erzielt oder der seine Einhaltung der Globalen Ethik-Richtlinie oder 
anderer Unternehmensrichtlinien zum Geschäftsverhalten nicht nachweist. Zu den 
Disziplinarmaßnahmen gehören unter anderem Versetzung, Zurückstufung oder Entlassung, und 
je nach Art des Verstoßes können zivil- oder strafrechtliche Schritte gegen den Beschäftigten 
eingeleitet werden. 
 
2.0 Governance der Richtlinie 

 
2.01 Verantwortung der Geschäftsleitung. Die Geschäftsleitung des Unternehmens, bestehend 

aus dem CEO und allen ihm direkt unterstellten Beschäftigten auf der Ebene des CEO 
(„Geschäftsleitung“), ist dafür verantwortlich, die Einhaltung dieser Globalen Ethik-
Richtlinie im gesamten Unternehmen sicherzustellen. Die Geschäftsleitung kann jeweils 
die Verfahren und Regeln festlegen, die sie für angemessen hält, um die Einhaltung dieser 
Richtlinie zu gewährleisten. 

 
2.02 Verantwortung der Führungskräfte. Alle Führungskräfte des Unternehmens, die ihnen 

unterstellte Beschäftigte haben, sind unabhängig von ihrer Funktion dafür verantwortlich, 
die Einhaltung dieser Globalen Ethik-Richtlinie durch alle ihnen unterstellten 
Beschäftigten sicherzustellen (einschließlich der Kommunikation dieser Richtlinien an 
diese Beschäftigten mindestens einmal pro Jahr). 

 
2.03 Verantwortung aller Beschäftigten. Während die Geschäftsleitung und alle Führungskräfte 

dafür verantwortlich sind, dass die ihnen unterstellten Beschäftigten diese Globale Ethik-
Richtlinie einhalten, müssen alle Beschäftigten verstehen, dass es ihre individuelle 
Verpflichtung ist, diese Globale Ethik-Richtlinie einzuhalten. Jeder Beschäftigte innerhalb 
des Unternehmens ist befugt – und verpflichtet –, unethisches Verhalten zu melden, sollte 
dies jemals vorkommen. 

 
2.04 Jährliche Bestätigung. Um sicherzustellen, dass alle Beschäftigten sich darüber im Klaren 

sind, dass sie befugt – und verpflichtet – sind, jegliches unethische Verhalten zu melden, 
muss jeder Beschäftigte des Unternehmens jährlich schriftlich bestätigen, dass er/sie diese 
Globale Ethik-Richtlinie und alle Richtlinien in Bezug auf das Geschäftsverhalten (zu 
denen auch Richtlinien in Bezug auf Ethik, Korruption und faire Geschäftspraktiken, 
Interessenkonflikte, Einhaltung von Gesetzen und Vorschriften, internationale 
Transaktionen und Geschäfte und ähnliche Angelegenheiten gehören können) gelesen und 
verstanden hat und dass er/sie diese Richtlinien eingehalten hat und weiterhin einhalten 
wird. 
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Die Geschäftsleitung legt in regelmäßigen Abständen die Unternehmensrichtlinien für das 
Geschäftsverhalten fest, wobei alle Beschäftigten jährlich bescheinigen müssen, dass sie 
die Richtlinien kennen und verstehen und dass sie diese eingehalten haben. Zu den 
anwendbaren Richtlinien gehören die folgenden: 

 
101 Globale Geschäftsethik 
109 Politische Beiträge/Unterstützung von Kandidaten 
114 Internationale Geschäfte – Korruption und Geschäftsbeziehungen mit Nicht-

US-Personen 
115 Internationale Transaktionen – Importe und Exporte 
116 Antiboykott-Richtlinie 
120 Globale Whistleblower-Richtlinie 

 
 

Die Personalabteilung ist dafür verantwortlich, dass alle Beschäftigten jährlich die 
Einhaltung der Richtlinien des Unternehmens in Bezug auf das Geschäftsverhalten 
bestätigen. Die Bestätigung erfolgt in einer von der Geschäftsleitung jeweils festgelegten 
Form und in Übereinstimmung mit den entsprechenden Verfahren. Die Personalabteilung 
ist für die Aufbewahrung der jährlichen Bestätigung jedes einzelnen Beschäftigten in der 
Personalakte des jeweiligen Beschäftigten verantwortlich. 

2.05 Kenntnis von verbotenen Handlungen. Beschäftigte mit Informationen oder Kenntnissen 
zu verbotenen Handlungen müssen die Angelegenheit unverzüglich dem Justitiar des 
Unternehmens melden. Jedes Versäumnis, bekannte Verstöße oder fragwürdige 
Handlungen zu melden, kann je nach den Umständen zu einer Abmahnung oder Entlassung 
des Beschäftigten führen. 

 
2.06 Verzichtserklärungen. Um die Bedeutung der Einhaltung der Richtlinien in Bezug auf das 

Geschäftsverhalten weiter zu unterstreichen, kann ungeachtet anderslautender 
Bestimmungen in den Richtlinien ein Verzicht auf die Einhaltung der Standards und 
Anforderungen, die in den Richtlinien in Bezug auf das Geschäftsverhalten in Bezug auf 
leitende Angestellte und Gesellschafter des Unternehmens festgelegt sind, nur vom 
Vorstand oder einem vom Vorstand benannten Ausschuss ausgesprochen werden, und ein 
solcher Verzicht wird den Gesellschaftern unverzüglich mitgeteilt. 

 
3.0 Richtlinien 

 
In Übereinstimmung mit dieser Globalen Ethik-Richtlinie verpflichten sich die Direktoren, 
leitenden Angestellten und Beschäftigten des Unternehmens zur Einhaltung der folgenden Punkte: 

 
3.01 Ehrlichkeit und Einhaltung von Gesetzen. Wir verhalten uns im Wettbewerb auf dem 

Markt ehrlich und kommen allen unseren Verpflichtungen gegenüber unseren 
Geschäftspartnern in vollem Umfang nach und erwarten, dass diese sich ebenso verhalten. 
Wir werden gewissenhaft jede Verletzung – oder auch nur den Anschein einer möglichen 
Verletzung – von Wertpapiergesetzen, Wettbewerbs- und Kartellgesetzen, Gesetzen zur 
Preisgestaltung, Gesetzen zu korrupten Praktiken, einschließlich Bestechungsgesetzen und 
dem U.S. Foreign Corrupt Practices Act (siehe Richtlinie 114), Import- und 
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Exportgesetzen (siehe Richtlinie 115) und Handelsgesetzen (einschließlich 
Handelsbeschränkungen), Gesetzen zum Umgang mit dem Ausland und Nicht-US-
Personen und sonstigen ähnlichen Gesetzen unterlassen. 

 
3.02 Finanzielle Rechnungslegungs- und Rechenschaftspflicht und Finanz- und 

Buchhaltungsrichtlinien. Die Richtlinien zur finanziellen Rechnungslegungs- und 
Rechenschaftspflicht und die Finanz- und Buchhaltungsrichtlinien, die in den 
nachfolgenden §§ 4.0 und 5.0 dargelegt sind, werden vollumfänglich eingehalten. 

 
3.03 Politische Beiträge. Alle geltenden Gesetze in Bezug auf politische Beiträge werden 

vollumfänglich eingehalten. (siehe Richtlinie 109) 
 
3.04 Meldung von Transaktionen. Alle Gesetze bezüglich der Meldung von Transaktionen 

(einschließlich § 16(a) des Securities Exchange Act von 1934) in Bezug auf Aktienwerte 
werden von allen Direktoren, leitenden Angestellten und 10%igen Aktionären des 
Unternehmens vollumfänglich eingehalten. 

 
3.05 Insiderhandel. Alle Gesetze in Bezug auf den Handel mit Wertpapieren des 

Unternehmens werden vollumfänglich eingehalten. (siehe Richtlinie 112) 
 
3.06 Foreign Corrupt Practices Act (U.S.-Gesetz gegen Korruption im Ausland). Alle Gesetze 

in Bezug auf Korruption im Ausland und den Umgang mit Nicht-US-Personen werden 
vollumfänglich eingehalten. (siehe Richtlinie 114) 

 
3.07 Import- und Exportrichtlinien. Die Import- und Exportrichtlinien, die in Richtlinie 115 

dargelegt sind, werden vollumfänglich eingehalten. 
 
3.08 Anti-Boykott. Alle Gesetze, die sich auf Boykott- und/oder Antiboykott-Aktivitäten 

beziehen, werden vollumfänglich eingehalten. 
 
3.09 Keine Bestechungs- oder rechtswidrigen Zahlungen. Die Gewährung oder der Erhalt 

unzulässiger oder illegaler Zahlungen wird nicht toleriert. Insbesondere dulden wir keine 
Bestechung oder sonstige unethische Praktiken gegenüber unseren Beschäftigten oder 
Vertretern, um deren Gunst zu erlangen, noch dulden wir solche Zahlungen an Beschäftigte 
oder Vertreter anderer Gesellschaften, mit denen wir Geschäfte machen, oder an 
Regierungsbeamte, Beschäftigte oder Vertreter. 

 
3.10 Geschenke, Bewirtung, etc. vorbehaltlich marktüblicher Geschäftsvorgänge darf kein 

Beschäftigter oder Direktor (oder ein Mitglied der unmittelbaren Familie des Mitarbeiters 
oder Direktors, d. h. Großeltern, Eltern, Geschwister, Ehepartner, Kinder und Enkelkinder) 
ohne die vorherige Genehmigung des Chief Executive Officer, des Chief Financial Officer, 
des Senior Vice President of Human Resources oder des Justitiars des Unternehmens einem 
bestehenden oder möglichen Kunden, Vertriebspartner, Lieferanten, Anbieter, 
Dienstleister oder einer sonstigen Person oder Körperschaft, mit der das Unternehmen eine 
Geschäftsbeziehung unterhält oder unterhalten könnte (einschließlich Personen oder 
Körperschaften, die eine Geschäftsbeziehung mit dem Unternehmen anstreben), etwas von 
Wert (mit Ausnahme von Gegenständen von „Nominalwert“) zukommen lassen oder von 
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diesen annehmen oder erhalten, unabhängig davon, ob es sich um Geld, Dienstleistungen, 
Geschenke, Rabatte, Zuwendungen, Bewirtung, Mahlzeiten, Reisen, Gefälligkeiten oder 
sonstige materielle oder immaterielle Güter oder Dienstleistungen handelt (im Folgenden 
zusammenfassend als „Geschenke“ bezeichnet). Ein Beschäftigter oder ein 
Vorstandsmitglied darf nicht um Geschenke von beliebigem Wert bitten. 

 
Generell gilt, dass alles, was einen Wert von 100 US-Dollar übersteigt (sei es als einzelner 
Gegenstand oder in Kombination mit sonstigen Gegenständen), einen höheren Wert als den 
Nominalwert hat. Allgemein akzeptable Geschenke sind Werbeartikel (z. B. T-Shirts, 
Kugelschreiber, Kaffeetassen usw.), die mit dem Firmenlogo bedruckt sind, oder sonstige 
ähnliche Artikel von geringem Wert. Darüber hinaus ist eine normale geschäftliche 
Bewirtung (z. B. ein Mittagessen, ein Abendessen oder eine Sportveranstaltung) 
akzeptabel, wenn sie einem berechtigten Geschäftszweck dient, die geschäftsbezogene 
Partei anwesend ist und die Bewirtung über die üblichen Kanäle für die Genehmigung von 
Aufwendungen oder den Empfang solcher Bewirtungen genehmigt wurde. Den 
Beschäftigten ist es nicht gestattet, einem aktuellen oder potenziellen Kunden, 
Vertriebspartner, Lieferanten, Beschäftigten oder einer anderen Partei, die mit dem 
Unternehmen in Verbindung steht, Geld, Geschenkgutscheine oder eine andere Form von 
Bargeld in beliebigem Wert zu gewähren bzw. von diesem entgegenzunehmen. 
Unabhängig vom Betrag oder Wert ist es einem Beschäftigten oder einem 
Vorstandsmitglied strengstens untersagt, etwas zu geben oder anzunehmen, das (a) als 
Bestechung oder Schmiergeld ausgelegt werden könnte, (b) einen Versuch darstellt, ein 
faires und unparteiisches Urteil zu beeinflussen, oder (c) gegen geltende Gesetze oder 
Vorschriften verstößt. Weitere Hinweise finden Sie in der Richtlinie Nr. 114, International 
Business – Corrupt Practices and Dealings with Non-U.S. Persons (Internationale 
Geschäfte – Korruption und Umgang mit Nicht-U.S.-Personen). 
 
Unter bestimmten Umständen kann ein Ermessensspielraum eingeräumt werden, um 
Sachgeschenke von mehr als 100 US-Dollar zu gewähren oder deren Annahme zu 
gestatten. Diese Geschenke müssen jedoch angemessen, gebräuchlich und dem Anlass 
entsprechend sein und offen und transparent präsentiert werden. So ist beispielsweise die 
Teilnahme an geschäftsrelevanten Konferenzen oder Seminaren, die von einem Dritten 
bezahlt werden, mit vorheriger Genehmigung zulässig, wobei jedoch die Kosten für 
Transport, Hotelaufwendungen oder Mahlzeiten (außer denen, die in der Anmeldegebühr 
enthalten sind) nicht von diesem Dritten übernommen werden dürfen. Wenn ein 
Beschäftigter ein Geschenk oder Geschenke mit einem Wert von mehr als 100 US-Dollar 
machen möchte oder weiß, dass er oder sie ein solcher Empfänger sein könnte, muss der 
Beschäftigte umgehend einen Antrag auf Genehmigung beim CEO, CFO, SVP of Human 
Resources oder Justitiar einreichen. 

 
3.11 Interessenkonflikte.. Ohne die vorherige Genehmigung des Chief Executive Officer, des 

Chief Financial Officer, des Senior Vice President of Human Resources oder des Justitiars 
des Unternehmens darf kein leitender Angestellter oder Beschäftigter für das Unternehmen 
oder im Namen des Unternehmens eine Transaktion mit einer beliebigen Person oder 
Einrichtung abschließen, an der der Beschäftigte oder leitende Angestellte eine direkte oder 
indirekte Beteiligung hat. 
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Für die Zwecke dieser Richtlinie zählen zu den Fällen, in denen ein Beschäftigter oder 
leitender Angestellter eine direkte oder indirekte Beteiligung an einer Transaktion hat, 
unter anderem Transaktionen, an denen ein anderes Unternehmen beteiligt ist, an dem der 
Beschäftigte oder leitende Angestellte eine wesentliche finanzielle Beteiligung besitzt, hält 
oder kontrolliert, oder in dem der Beschäftigte oder leitende Angestellte (oder ein Mitglied 
der unmittelbaren Familie des Beschäftigten oder leitenden Angestellten) als Direktor, 
leitender Angestellter oder Treuhänder des Unternehmens tätig ist. Jede Beteiligung, die 
ein Mitglied der unmittelbaren Familie des Beschäftigten oder der Führungskraft besitzt, 
hält oder kontrolliert, wird dem Beschäftigten oder dem leitenden Angestellten 
zugerechnet. Zur unmittelbaren Familie gehören Großeltern, Eltern, Geschwister, 
Ehepartner, Kinder und Enkelkinder. Eine wesentliche finanzielle Beteiligung umfasst jede 
Beteiligung an einem Unternehmen, die mehr als zwei Prozent (2 %) aller ähnlichen 
Beteiligungen an einem solchen Unternehmen ausmacht, sowie jede Komplementär- oder 
ähnliche Beteiligung an einem Unternehmen. 

 
Direktoren und leitende Angestellte von The Manitowoc Company, Inc. müssen jährlich 
in einem Fragebogen für Direktoren und leitende Angestellte, der vom Unternehmen 
verteilt wird, über alle wesentlichen Beteiligungen berichten, die ein solcher Direktor oder 
leitender Angestellter an einem Unternehmen hat, mit dem das Unternehmen 
Geschäftsbeziehungen unterhält. Alle Transaktionen oder Vereinbarungen, die sich auf 
Transaktionen zwischen dem Unternehmen und einem solchen Unternehmen beziehen, 
müssen von denjenigen Mitgliedern des Vorstands des Unternehmens genehmigt werden, 
die keine Beteiligung an dem Unternehmen haben, wobei diese Genehmigung eine 
Dauergenehmigung sein kann. Für die Zwecke dieses Abschnitts bedeutet eine 
„wesentliche Beteiligung“ an einem Unternehmen diejenigen Beteiligungen, die im 
Fragebogen für Direktoren und leitende Angestellte des Unternehmens ausdrücklich 
angegeben werden müssen. 

 
4.0 Finanzielle Rechnungslegungs- und Rechenschaftspflicht – Allgemeine Richtlinien 

 
4.01 Offenlegungskontrollen und -verfahren. Der Chief Executive Officer des Unternehmens 

wird Offenlegungskontrollen und -verfahren (wie in Rule 13a-14 des Securities Exchange 
Act von 1934 definiert) einführen, überwachen und regelmäßig überprüfen, bewerten und 
gegebenenfalls modifizieren, um sicherzustellen, dass die von dem Unternehmen in den 
Berichten, die es gemäß dem Securities Exchange Act von 1934 bei der Securities and 
Exchange Commission einreicht, offenzulegenden Informationen in Übereinstimmung mit 
den in den Regeln und Formularen der Securities and Exchange Commission festgelegten 
inhaltlichen Anforderungen und Fristen genau erfasst, verarbeitet, zusammengefasst und 
gemeldet werden. 

4.02 Interne Kontrollen und Verfahren. Der Chief Executive Officer und der Chief Financial 
Officer des Unternehmens sind dafür verantwortlich, interne Kontrollen und Verfahren für 
die Finanzberichterstattung einzurichten, aufrechtzuerhalten, zu überwachen, regelmäßig 
zu bewerten und angemessen zu modifizieren, um zu gewährleisten, dass Transaktionen 
ordnungsgemäß genehmigt, Vermögenswerte gegen unbefugte oder unsachgemäße 
Verwendung geschützt und Transaktionen ordnungsgemäß aufgezeichnet und gemeldet 
werden, um die Erstellung des Jahresabschlusses des Unternehmens zu ermöglichen, der 
die finanzielle Lage und das Betriebsergebnis des Unternehmens in Übereinstimmung mit 
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den allgemein anerkannten Rechnungslegungsgrundsätzen genau wiedergibt. Jeder 
leitende Angestellte und Beschäftigte des Unternehmens, der mit Finanz- und 
Buchhaltungsaufgaben befasst ist, ist verpflichtet, sich an diese Kontrollen und Verfahren 
zu halten. 

 
4.03 Fragwürdige Zahlungen. Jede fragwürdige Zahlung wird sorgfältig auf ihre 

Rechtmäßigkeit und Angemessenheit überprüft. 
 
4.04 Betrifft alle Tätigkeiten des Unternehmens. Projekte, Niederlassungen und Joint Ventures 

des Unternehmens, sowohl im Inland als auch im Ausland, unterliegen diesen Richtlinien, 
insbesondere in Bezug auf eine korrekte Buchführung, Wirtschaftsprüfung und 
Steuerberichterstattung. 

 
4.05 Internes Audit. Die Innenrevision des Unternehmens führt Audits zur Überprüfung der 

Einhaltung dieser Richtlinien durch. Der Schwerpunkt liegt dabei auf der Sicherstellung, 
dass keine illegalen oder unzulässigen Zahlungen in den Vereinigten Staaten oder im 
Ausland erfolgen. 

 
5.0 Finanz- und Buchhaltungsrichtlinien 

 
5.01 Meldung mutmaßlicher Verstöße. Jeder leitende Angestellte und Beschäftigte des 

Unternehmens, der in Finanz- und Buchhaltungsfunktionen eingebunden ist, ist 
verpflichtet, auf mögliche Verstöße gegen die Finanz- und Buchhaltungsrichtlinien zu 
achten und vermeintliche Verstöße an den Justitiar des Unternehmens zu melden. 

5.02 Präzise, offene Aufzeichnungen. Alle Barmittel, Bankkonten, Investitionen und sonstigen 
Vermögenswerte des Unternehmens, einschließlich seiner Tochtergesellschaften und 
verbundenen Unternehmen (jedes dieser Unternehmen wird im Folgenden als „betroffenes 
Unternehmen“ bezeichnet), müssen in den offiziellen Büchern des betroffenen 
Unternehmens genau erfasst werden. Bankkonten sollten nur nach vorheriger schriftlicher 
Genehmigung durch die Finanzabteilung des Unternehmens eröffnet oder geschlossen 
werden. Anonyme („nummerierte“) Konten sind nicht zulässig. 

 
5.02 Keine irreführende Dokumentation. Fiktive Rechnungen, überhöhte Rechnungen oder 

sonstige irreführende Unterlagen sind nicht zulässig. 
 
5.03 Keine irreführenden Bucheinträge. Fiktive, ungenaue oder irreführende Bucheinträge in 

Bezug auf Unternehmen, Verkäufe, Käufe, Dienstleistungen, Darlehen oder finanzielle 
Vereinbarungen sind nicht zulässig. 

 
5.04 Belege. Aufwandsentschädigungen für Vertriebspartner, Vertreter, Berater, 

Repräsentanten oder Makler, die von einem betroffenen Unternehmen (im Folgenden 
„Vertreter“) zur Unterstützung eines betroffenen Unternehmens bei der Gewinnung, 
Bindung oder Leitung von Geschäften eingesetzt werden, werden nur dann erstattet, wenn 
die Aufwendungen durch angemessene schriftliche Unterlagen belegt sind. 

 
5.05 Schecks. Schecks können nicht auf „Bargeld“, „Inhaber“ oder ähnliche Bezeichnungen 
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ausgestellt werden. 
 

5.06 Zahlungen auf rechtmäßige Konten. Zahlungen werden nicht auf anonyme Bankkonten 
oder auf Konten geleistet, die nicht auf den Namen des Zahlungsempfängers oder eines 
Unternehmens lauten, das nachweislich vom Zahlungsempfänger kontrolliert wird. 

 
5.07 Barzahlungen.. Zahlungen erfolgen nicht in bar, vorbehaltlich regelmäßiger, genehmigter 

Barzahlungen von Gehältern und normaler Auszahlungen aus der Portokasse, die durch 
Quittungen oder sonstige geeignete Unterlagen belegt sind. 

 
5.08 Scheckanforderungen. Die Beantragung von Schecks muss schriftlich erfolgen und eine 

vollständige Begründung des Zwecks und der Berechtigung für die Zahlung enthalten. 
Dieser Begründung sind alle Dokumente beizufügen, die im Rahmen des 
Ausstellungsverfahrens eingereicht werden, und sie ist bei der Zahlstelle aufzubewahren. 

 
5.09 Zahlungen an Vertreter. Zahlungen an Vertreter müssen entweder auf Konten in dem Land 

erfolgen, in dem ein wesentlicher Teil der damit verbundenen Dienstleistungen erbracht 
wird, oder in dem Land, in dem der Vertreter normalerweise seine Geschäfte tätigt. 

 
5.10 Zahlungen an ausländische Beamte. Zahlungen für Dienstleistungen, die ein ausländischer 

Beamter (wie in Richtlinie 114 definiert) oder ein Beamter oder Angestellter einer 
ausländischen Regierung oder eines von ihr kontrollierten Wirtschaftsunternehmens 
erbringt, einschließlich Honorarzahlungen und Erstattungen von Aufwendungen, erfolgen 
ausschließlich an die ausländische Regierungsbehörde oder das Wirtschaftsunternehmen, 
bei dem die betreffende Person beschäftigt ist. Solche Zahlungen werden per Scheck direkt 
an die ausländische Regierungsbehörde oder das ausländische Unternehmen oder per 
Überweisung auf das angegebene Konto im Land der ausländischen Regierungsbehörde 
oder des Unternehmens oder per Überweisung über die ordnungsgemäß autorisierte 
Korrespondenzbank in den USA geleistet. 

 
5.11 Zahlungseingänge Zahlungseingänge, ob in bar oder in Form von Schecks, werden 

unverzüglich auf ein Konto eines betroffenen Unternehmens eingezahlt. Jeder 
Beschäftigte, der vermutet, dass mit einer bestimmten Quittung eine Bestechung, ein 
Schmiergeld oder eine überhöhte Rechnung verbunden ist oder dass vereinbart wurde, dass 
ein Teil oder der gesamte Betrag einer Rechnung zurückerstattet oder anderweitig unter 
Verstoß gegen die Gesetze eines Landes gezahlt wird, muss diesen Verdacht unverzüglich 
dem Justitiar des Unternehmens melden. 

 
6.0 Meldung unethischen Verhaltens 

 
 

Jede meldepflichtige Person, die von einer unangemessenen oder fragwürdigen ethischen 
Angelegenheit im Unternehmen erfährt, sich Sorgen macht oder Verdacht schöpft, findet 
in der Globalen Whistleblower-Richtlinie (Richtlinie 120) eine Orientierungshilfe, wie sie 
diese Bedenken mitteilen kann. 
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